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Beklagter und Revisionsbeklegtero

Der 90 Senat des Bundessozialgerichts hat auf die

mündliche Verhandlung vom 260 November 1968 durch

Senatspräsident Dr° N e u hie n
s

— Vorsitzender —,
Bundesrichter S c h i n d l e r,

Bundesrichter Dr„ R e n n e r,

Bundessozialrichter S c h 6 f i s 0 h.

Bundessozialrichter 8 z a b l e w s k i

für Recht erkannt;

DiegRevision des Klägers gegen das Urteil des

Schleswig—Holsteinischen Lundessozialgerichts vom

150 Januar 1966 wird zurückgewiesen„

Außergerichtliche Kosten des Revisioneverfahrens

sind nicht zu erstatteno '

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


Der Kläger ist Besohädigter aus dem ersten Weltkrieg; er
erhielt seit 19 August 1952 Rente nach einer Minderung der

Erwerbsfähigkeit (MdB) um 40 V„H° (vordem 50 VOHO) für
folgende als Schädigungsfolgen nach dem Bundesversorgungs—

gesetz (BVG) anerkannten Gesundheitsstörungen; "1° Verlust

des linken Unterschenkels, 2° Verlust von 12 Zähnen im
Unterkiefer, 30 reizlose Narben am rechten Oberschenkel"a

Einen vom Kläger im Oktober 1960 gestellten Verschlimme—

rungsantrag lehnte der Beklagte mit Bescheid vom 7° Juni

1962 in Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 12„ Juli

1965 abo Das Sozialgericht (SG) Schleswig hat die Klage

mit Urteil vom 250 August 1964 abgewiesen° Während des

beim Landessozialgericht (LSG) anhängigen Berufungsver—
fahrens hat der Beklagte auf Grund der geänderten Verwal—

tungsvorschriften (Veer) zu @ 50 BVG (Fassung vom 250

Januar 1965) den gemäß 5 96 des Sozialgerichtsgesetzes

(SGG) zum Gegenstand des Berufungsverfahrens gewordenen

Bescheid vom 56 August 1965 erteilt, mit dem er dem Klä-

ger ah 1‚ Februar 1965 Rente nach einer MdB um 50 in°

gewährte° Das LSG hat die auf Rente nach einer MdB um

50 VOHo für die Zeit vom 10 Januar 1964 bis 31„ Januar

1965 beschränkte Berufung des Klägers mit Urteil vom

130 Januar 1966 zurückgewiesen° Zur Begründung hat es
ausgeführt, daß @ 30'Abs° 1 Satz 3 BVG, wonach für er—
hebliche äußere Körperschäden Mindesthundertsätze fest»

gesetzt werden können, durch Art„ I des Zweiten Neuord«

nungsgesetzes (NOG) vom 210 Februar 1964 (BGBl I 85)

eingefügt worden sei° Arte I des 2° NOG sei zwar am 1°

Januar 1964 in Kraft getreten (Arto VI 5 5 des Gesetzes),

jedoch könne der Kläger hieraus keine Rückwirkung seines

Anspruchs auf eine höhere Einstufung der MdB herleiten,

denn die ab 10 Januar 1964 wirksame Ermächtigung bedeute

noch keineswegs, daß die neuen Mindesthundsrtsätzc be—
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reits von diesem Zeitpunkt an Geltung haben müßten° Die

Kann—Bestimmung in 5 30 Abs° 1 Satz 5 BVG habe es dem

pflichtgemäßen Ermessen der Verwaltung überlassen, wenn

sie von der Ermächtigung Gebrauch machen wolle. Die auf

Grund dieser Ermächtigung in der Neufassung der allge—

meinen Verwaltungsvorschriften zum BVG (veröff° im BAnz

Nr„ 19 v° 290 Januar 1965) vorgenommene Festsetzung von
Mindesthundertsätzen für äußere Körperschäden stelle

eine wesentliche Änderung der Verhältnisse rechtlicher

Art dar, die mit dem Inkrafttreten der Veer Nr° 4 zu

9 30 BVG (Februar 1965) eingetreten sei„ Die Rente des
Klägers sei somit zutreffend ab 10 Februar 1965 neu
festgesetzt worden, was auch durch den Erlaß des Bun—

desministers für Arbeit und Sozialordnung (BMA) vom

1„ Juni 1965 (BVB11965/8 s„ 91 Nr„ 55) unterstrichen
werde„ Auch nach der Rechtsprechung des Bundessozial—

gerichts (BSG) sei eine rückwirkende Feststellung nach

5 62 Abs" 1 BVG nicht zulässig. Da es sich bei dem Be-
scheid vom 50 August 1965 nicht um einen Zugunstenbe—

scheid nach 5 40 des Verwaltungsverfahrensgesetzes

handle. könne es dahingestellt bleiben, ob — in einem

Zugunstenverfahren — trotz des Erlasses des BMA die

erhöhte Rente bereits ab 1° Januar 1964 hätte gewährt
werden können° Das LSG hat die Revision zugelasseno

Gegen dieses Urteil hat der Kläger Revision eingelegt.

Er beantragt,

unter Aufhebung der Urteile des Schleswig—

Holsteinischen LSG vom 13° Januar 1966 und

des SG Schleswig vom 250 August 1964 sowie

in Abänderung des Bescheides vom 50 August

1965 den Beklagten zu verpflichten, einen

neuen Bescheid dahin zu erteilen, daß ihm

ab 10 Januar 1964 Rente nach einer MdB um
50 VOH° gewährt wirde
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Zur Begründung der Revision bringt der Kläger vor, daß das

LSG @ 30 Abs„ 1 Satz 5 BVGidF des 20 NOGverletzt habea

Die Feststellung des LSG, daß 5 30 Abs„ 1 Satz 3 BVGdurch
Art‚ I des 2" NOG eingefügt worden sei, sei unzutreffend

und rechtsirrtümlich, weil bereits die Erstfassung des BVG

(BGBl 195b S. 791), wenn auch in 9 30 Abs° 1 Satz 2, die
Vorschrift über Mindesthundertsätze für erhebliche äußere

Körperschäden enthalten habe° Davon abgesehen stellten die

allgemeinen Verwaltungsvorschriften im Gegensatz zu den

Rechtsverordnungen nur Anweisungen allgemeiner Art — ge—

richtet an die Verwaltungsbehörden — zur Anwendung und

Auslegung von Gesetzen dar° Ihre Zweckbestimmung bestehe

in der Sicherstellung der gleichmäßigen Anwendung bestimm—

ter Gesetzesvorschriften auf eine Vielzahl gleichgelager—

ter Fälleo Für ihre Gültigkeit bedürfe es weder einer for—

mellen Verkündung noch einer Veröffentlichung im techni—

schen Sinne, sondern nur der Zustellung an die, die es

angehe° Diese Zustellung werde uoa° durch die Veröffent—
lichung im Bundesanzeiger bewirkt° Während bei Gesetzen

und Rechtsverordnungen eine mangelnde Bestimmung über den

Zeitpunkt ihres Inkrafttretens das Inkrafttreten mit dem

140 Tage nach Ablauf des?Tages, an dem das Bundesgesetz—

blatt ausgegeben worden sei. bewirke, gelte dies für Ver—

waltungsvorschriften nichto Die Gültigkeit'üon Verwaltungs—

vorschriften trete in der Regel zur gleichen Zeit mit der

der Gesetzesvorschrift ein. zu deren Erläuterung und Aus—

legung sie erlassen worden seien‚ Nur dann, wenn eine Ver—

waltungsvorschrift — Später — geändert werde, ohne daß
auch eine Gesetzesänderung erfolge, könne nach der geän-

derten Verwaltungsvorschrift erst vom Zeitpunkt ihres Er—

lasses an verfahren werden, es sei denn, ihr sei ausdrück—

lich rückwirkende Kraft beigelegt worden„ Da aber mit der

Gesetzesänderung durch das 2. NOG auch die Verwaltungsvor—

schriften allgemein geändert worden seien, müßten die ger

..5..

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


_ 5 _

änderten Verwaltungsvorschriften von dem Tage an angewendet

werden, an dem das Änderungsgesetz in kraft getreten

seio Dies sei aber der 10 Januar 1964 und nicht der

1° Februar 1965, wie das LSG angenommen habe° Hier—

für spreche auch das Urteil des BSG vom 240 August"

1956 (BSG 5, 217. 225), zur Frage des lnkrafttretens‘

der Verwaltungsvorschriften zur Zweiten Novelle zum

BVG vom 70 August 19550 Ein anderes Ergebnis erscheine

auch schlechthin unmöglich, wenn berücksichtigt werde,

daß die Verwaltungsvorschriften vom 250 Januar 1965

— wenn auch mit einiger Verspätung gegenüber dem 2„

NOG — erlassen worden seien, um eine einheitliche

Anwendung insbesondere auch der neuen materiell—recht—

lichen Bestimmungen des 20 NOG zu gewährleisteno Es

erscheine auch ausgeschlossen, daß bestimmte "Neu—

fassungen" der Verwaltungsvorschriften den Zeitpunkt

des Inkrafttretens der übrigen Verwaltungsvorschrif—

ten nicht teilen sollteno Dabei werde der Auffassung

des BMA im Rundschreiben vom 10 Juni 1965 CV/2-5107o1—

2884/65) durchaus zugestimmt, soweit sie den Rechts—
standpunkt vertrete, daß die Verwaltungsvorschriften

ihrem Sinn und Zweck nach auch rechtliche Wirkung auf

Dritte hätten und insofern Rechtssatzcharakter be—

säßen° Zur Frage des Anwendungsbeginns der Verwal—_

tungsvorsohriften könne ihr allerdings schon des—

wegen nicht gefolgt werden, weil im Rundschreiben

vom 18° Oktober 1953 (vgl„ Wilke, KOV 1954 8° 155,
137 Anmo 1) die gegenteilige Auffassung vertreten

worden sei.

Der Beklagte beantragt,

die Revision gegen das Urteil des Schles—

wig—Holsteinischen LSG vom 13„ Januar 1966

als unbegründet zurückzuweisen°
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Er bezieht sich auf die Entscheidungsgründe des angefoch—

tenen Urteils und läßt dahingestellt, ob dessen Ausführun—

gen hinsichtlich der Feststellung, @ 30 Abs. 1 Satz 3 BVG
sei durch Art° I des 2. NOG eingefügt worden, fehlsam oder

nur mißverständlich seien, da diese FestStellung keiner—

lei Einfluß auf das ergangene Urteil gehabt habe. Er ist

mit dem LSG der Auffassung, daß der Zeitpunkt des Inkraft—

tretens der neugefaßten Veer Nr. 4 Zu & 30 BVG in den

Monat Februar 1965 falle° Mindesthundertsätze für erheb—

liche äußere Körperschäden seien schon in der Veer Nr. 7

zu @ 30 BVG aF festgelegt gewesen, nur für einige Schädi—

gungsfolgen seien erhöhte Sätze neu eingeführt worden°

Maßgeblich hierfür seien allein zwischenzeitlich gewonnene

medizinische Gesichtspunkte gewesen, so daß aus der Tat—

_
sache, daß im Zuge der allgemeinen Änderung der VerWal—

tungsvorschriften auch die Veer Nr. 4 zu @ 30 BVG neu

gefaßt werden sei, nicht geschlossen werden könne, daß

es sich um eine Neuregelung nach dem 2. NOG handle mit

der Folge, daß die zu erbringenden Versorgungsleistungen

mit dem 1. Januar 1964 beginnenmüßten° Die Änderung der
_Verwaltungsvorschriften hätte Jederzeit und völlig unab—

hängig vom 20 NOG erfolgen können. Im übrigen habe die

Veer Nr. 4 zu @ 30 BVG, obwohl im allgemeinen Verwalw

tungsvorschriften kein materielles Recht zu setzen ver—

möchten, ausnahmsweise Rechtssatzcharakter, weil sie auf

einer gesetzlichen Ermächtigung beruhe und deren Rahmen

ausfülleo Auf sie seien deshalb die Normen anzuwenden,

die den Zeitpunkt des Inkrafttretens einer Rechtsverord—

nung regeln°

Die durch Zulassung gemäß 5 162 Abs. 1 Satz 1 SGG statt—
hafte Revision ist form— und fristgerecht eingelegt und

auch begründet werden; sie ist daher zulässig, der Sache

nach aber nicht begründet.

_ 7 _
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Die Beteiligten streiten nur darüber, ob dem kläger

auch für die Zeit vom 1„ Januar 1964 bis 510 Januar

1965 Rente nach einer MdB um 50 V„H„ zusteht° Das

LSG hat zunächst zutreffend ausgeführt, daß die Be—

rufung des Klägers gegen das Urteil des SG Schles—

wig vom 250 August 1964 im Hinblick auf @ 148 Nr° 5

SGG nicht ausgeschlossen gewesen sei, weil sie die

Schwerbeschädigteneigenschaft betroffen habe() Der

Kläger hat zwar in der letzten mündlichen Verhand—

lung vor dem LSG nur noch die Gewährung von Rente

für einen abgelaufenen Zeitraum (@ 148 Nr. 2 SGG)

beantragt. weil der gemäß 5 96 SGG zum Gegenstand

des Berufungsverfahrens gewordene Bescheid vom 50

August 1965 ihn für die Zeit ab 10 Februar 1965

klaglos gestellt hatte; das vermag jedoch nichts

daran zu ändern — und darauf kommt es hier ent—

scheidend an —‚ daß die Berufung im Zeitpunkt

ihrer Einlegung eine Dauerrente nach einer MdB um

50 VOH„ betraf° Es genügt Zwar,
wenn

nur einer der

in @ 148 SGG aufgezählten Ausschließüngsgründe vor—
liegt (vglo.BSG in SOZR SGG @ 148 Nro 24), um die

Berufung unzulässig zu machen, sofern eine Ver—

änderung des Streitgegenstandes auf Grund einer

freiwilligen Entschließung des Klägers in Betracht

kommt (vgl° BAG in NJW 1957 So 478 Nr„ 55; BGH in

NJW 1965 SO 761 Nr„ 15)„ Im vorliegenden Falle war
jedoch der vom Beklagten erlassene Bescheid vom
5° August 1965 für die Einschränkung der Berufung

maßgeblich, nicht dagegen eine freiwillige Ent—

schließung des Klägers, weshalb dagegen, über die

Berufung sachlich zu entscheiden, keine Bedenken

bestehen. Nicht gefolgt werden kann der Ansicht

des LSG, die Vorschrift des 9’3o Abs„ 1 Satz 3 BVG
sei durch das 2„ NOG eingefügt werden, wenn damit

_ 8 _
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gesagt werden sollte, daß es sich dabei um eine neue
Be—

stimmung handle, die vorher nicht vorhanden gewesen sei

und deshalb eine wesentliche Änderung des Gesetzes dar—

stelleo Die Revision hat zutreffend ausgeführt, daß die

Ermächtigung, "für erhebliche äußere Körperschäden Mindest—

hundertsätze" festzusetzen, seit Inkrafttreten des BVG

(10 Oktober 1950) bestanden hat° Wenn sie außerdem ein—

räumt, bei Änderung einer Verwaltungsvorschrift ohne voraus—

gehende Gesetzesänderung könne, wenn sich die Veer nicht

selbst Rückwirkung beilege, erst vom Zeitpunkt des Er—

lasses an nach ihr verfahren werden, dann ist dem zuzu—

stimmen. Um so weniger kann aber dann der kläger damit

argumentieren, daß deshalb, weil das 20 NOG überhaupt

(andere) Änderungen und Ergänzungen gebracht habe, die
zeitliche Wirksamkeit der später erlassenen VerWaltungeé

vorschriften mit dem Inkrafttreten des Gesetzes zusammen—

fallen müssen. Genausowenig überzeugend ist, wenn die Re—

vision die Veer Nr° 4 zu @ 30 BVG einerseits als allge—

meine Verwaltungsvorschrift(als Anweisung allgemeiner Ar®

bezeichnet, andererseits aber der Auffassung des BMA im

Rundschreiben vom 13 Juni 1965 (BVBl 1965 So 91 hr„ 55)

zustimmt. wonach sie Rechtssatzcharakter besitze und All—

gemeinverbindliohkeit beinhalteo Im übrigen ist dem Be—

klagten zuzustimmen, daß die Verwaltungsvorschriften zum

Gesetz jederzeit geändert werden können und damit auch

ihre zeitliche Wirksamkeit bestimmt wird, handelt es sich

doch in der Regel dabei um Vorschriften, die nur verwal—

tungsinterne Verbindlichkeit besitzen und sich dadurch

von Rechtsnormen unterscheidena Darüber hinaus trifft

— in Übereinstimmung mit dem Rundschreiben des BMA aaO —
aber auch zu, daß die Veer Nr° 4 zu © 30 BVG den Aus—
fluß einer gesetzlichen Ermächtigung für die Festsetzung

'der MdB mit Rechtssatzcharakter und Allgemeinverbindlich»

keitswirkung darstellto Dies bedeutet, daß die Verwaltungs—

- 9 -
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vorschriften zum BVG vom 23. Januar 1965 (veröffentl°

im BAnz Nr. 19 1965 am 29„ Januar 1965) unterschied—

lichen Rang besitzeno Soweit sie auf Grund einer Er—

mächtigung des Gesetzgebers ergangen sind, kommt

ihnen die rechtliche Bedeutung von Rechtsnormen zu,

sonst nur die von allgemeinen Verwaltungsvorschrif—

teno Nicht unbeachtet kann dabei bleiben, daß das

2° NOG wie bereits erwähnt weder wörtlich noch sinn—

gemäß eine Änderung der Ermächtigung hinsichtlich

der Festsetzung von Mindesthundertsätzen gebracht

hat; deshalb bietet es auch keinen Anknüpfungs—

punkt für die Frage des Inkrafttretens der Veer

Nr° 4 zu 5 30 BVG zum Zeitpunkt des Inkrafttretens

des 20 NOG° Die zeitliche Kopplung des Erlasses der

Veer Nr„ 4 zu @ 30 BVG mit den übrigen Verwaltungs-

vorschriften zur Ausführung des 2° NOG allein kann

deshalb eine Gleichsetzung mit diesc■ nicht recht“

fertigen° Besteht sonach keine Möglichkeit, die

Veer Nr° 4 zu 5 50 BVG unter die "allgemeinen“

Verwaltungsvorschriften einzuordnen, so hat sie

als Rechtssatz zu gelten, was bedeutet, daß für

sie entsprechend die Regelungen anzuwenden sind,

die im Bundesgesetz über die Verkündung von Rechts—

verordnungen vom 30° Januar 1950 (BGBl 1950 S0 23)

vorgesehen sindo Da dieses Gesetz die Form vor—
schreibt, in der die regelmäßig in der Gestalt von

Rechtsverordnungen erlassenen Rechtsnormen verbind—
lich werden. muß es entsprechend auch in den Fällen
angewendet werden, in denen der Gesetzgeber zwar
die Ermächtigung zum Erlaß yon Rechtssätzen aus—
geSprochen‚ aber nicht vorgeschrieben hat, daß

es des Erlasses einer Rechtsverordnung bedürfe;

denn damit wurde nicht auf das Erfordernis ver—
ziehtet, dbr Vorschrift Außenwirkung durch eine

Form der Veröffentlichung zu verschaffen, die

_10..
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— wie bei einer Rechtsver0rdnung — ihren Charakter als

Rechtsnorm unzweideutig erkennen laßt° Danach ist die Veer

Nr" 4 zu © 50 BVG mit dem 140 Tage nach Ablauf des Tages
in Kraft getreten, an dem das Verkündungsblatt ausgegeben

worden isto Ausgabedatum des Bundesanzeigers Nr° 19 war

der 29„ Januar 1965° Damit fällt das Inkrafttreten in den
Monat Februar, woraus folgt, daß die Festsetzung der MdB

nach der neuen Veer Nr° 4 zu 5 50 BVG ab 10 Februar 1965

zu erfolgen hat,

Der Kläger räumt im übrigen selbst ein, daß diese Folge—

rung gerechtfertigt ist, wenn die Veer Nr. 4 zu @ 50 BVG
als solche mit Rechtssatzcharakter anzusehen ist° Er meint

nur, es müsse deshalb anders sein, weil keine gesonderte

Rechtsverordnung in Ausführung der Ermächtigung des 5 50

Abs„ 1 Satz 5 BVG ergangen sei, deshalb komme nur eine Wer—.
tung als allgemeine Verwaltungsvorschrift in Betracht; dies

habe aber, da die Veer Nr° 4 im Zusammenhang mit einer

Gesetzesänderung ergangen sei, zwangsläufig'zur Folge, daß

sie auch gleichzeitig mit dieser in Kraft getreten sei;

Gerade diese Folgerung geht aber fehl, weil das 2° hOG

die Ermächtigung nicht geändert, also insoweit keine Neu—

regelung getroffen hat° Der Hinweis der Revision auf die

in Ausführung der Zweiten Novelle zum BVG erlassenen Ver—

waltungsvorschriften ist dabei nicht gerechtfertigt, weil

dort ein enger zeitlicher Zusammenhang zwischen dem geän—

derten Gesetz und den — neuen — Verwaltungsvorschriften

bestande Das BSG hat hierzu auch lediglich ausgeführt, daß

die Neufassung der — damals in Frage stehenden — Verwal—

tungsvorschrift, da sie eine Bestimmung über ihre zeitliche

Geltung nicht enthalte, wegen "ihres engen Zusammenhangs

mit dem Inkrafttreten der Zweiten Novelle zum BVG" für die
Verwaltüngsbehörden im allgemeinen vom 10 August 1953 an
verbindlich sei (BSG 3, 217, 225)„ Zwar ist zuzugeben, daß

der Einbau des Rechtssatzes der Veer Nr° 4 zu 5 50 BVG in

die allgemeinen Verwaltungsvorschriften ohne Außenwirkung

und sein gleichzeitiger Erlaß zusammen mit den allgemeinen
Verwaltungsvorschriften geeignet sein könnten, Zweifel an
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seiner rechtlichen Wertung hinsichtlich des Zeitpunktes

seines Inkrafttretens zu begründen, was jedoch nicht

dazu führen kann, seinen offensichtlichen Zusammenhang

mit der gesetzlichen Ermächtigung zu übersehen° Über—

dies haben neu gesetzte Rechtsnormen in der Regel keine

rückwirkende Kraft, sofern sie sich eine solche Wirkung

nicht selbst beilegen° Hinzu kommt schließlich noch,

daß die Ermächtigung des 5 50 Abs„ 1 Satz 5 BVG eine Kann—
Bestimmung zum Inhalt hat. deren Ermessehsspielraum sich

vor allem auch auf die zeitliche Wirksamkeit der zu ihr

erlassenen Veer (mit Rechtssatzcharakter) erstreckte Ob
die streitige Frage ander; zu beantworten wäre, wenn das

20 NOG hinsichtlich der maßgeblichen Fassung des 5 30

BVG eine Änderung gebracht hätte, kann dahingestellt
bleibeno

Hiernach ist die Revision des Klägers gegen das im Ergeb»

nis zutreffende Urteil des LSG unbegründet; sie mußte da»

her zurückgewiesen werden (5 170 Abs„ 2 SGG)„

Die Kostenentscheidung beruht auf 5 193 SGG°
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